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Stsstssekretär Dintze über
den Zusammenbruch 1918

Ludendorffs Schuld
Wir haben die Kritik des bedeutenden Kriegs -

Historiker» Dr . Hau ! Delbrück veröffentlicht , die auf
den» Werk de» UntersnchnngsausschnsseZ über die
Ursachen der Katastrophe von 1918 aufgebaut ist.
Die nachfolgende Veröffentlichung enthält die
Zeugenaussage des Staatssekretärs a . D . von
Hintze, der in den kritischen Monate,l Juli bis Okto-
der das Auswärtige Amt geleitet hat . Sie bildet z»
Delbrücks Kritik eins bedeutsame Ergänzung .

Der Kronrat war für lv Uhr 2 . m . de» 14 . August 1918
im GeneralstabSgÄmude angesetzt . Ach suchte deil Reichst « nz-
ler vorher in der großen Halle dieses Gebäudes auf . trugerneut meine hoffnungsarme , der Auffassung der O .H .L.
widersprechende Beurteilung der Kriegslage vor , bat ihn
um Unterstützung meines Verlangen - nach Ermächtigung zu
Nriedensaktionen und meldete ihm , daß ich meine Entlassungerbitten würde für den Fall , daß aus dem Kronrat sieche
Ermächtigung nicht hervorginge . Die Antwort des Reichs -
kanzlerS ist mir wörtilch im Gedächtnis geblieben : „ Aber
dann lassen Sie mich alten Man » doch lieber zuerst gehen ! "

Der Kronrat war von S . M . dem Kaiser berufen worden ,um eine » ngesch»linkte Bilanz des Krieges zu ziehen V »n
dieser Bestimung des Kronrats waren Reichskanzler , O .H.L .
pnd ich unterrichtet worden . Das Protokoll ist in dem amt¬
lichen Weißbuch „ Vorgeschichte des Waffenstillstandes " veröf¬
fentlicht worden . Ich habe es selbst wäHrach der Sitzung ge¬führt (nicht ist es , wie General Ludendorff schreibt, „wie alle
Protokolle "

. nachträglich aufgestellt worden ) , und es am 15.
August 1918 mit Legationssekretär v . Bietinghoff persönlich
«um General Ludendorff und Generalfeidniarschall gebracht .
Neide haben es unterschriftliH anerkannt ; Datum : 14. 8.Die Erinnerung muß bei allen Stellen frisch gewesen sein .

Das Programm war : ein « ungeschminkte Bilanz des Krie¬
ges zu ziehen .

Die Reihenfolge der Redner ergab sich au » den Ressorts .S . M . erteilte das Wort zunächst dein Reichskanzler , da NitzO . H. L., dann mir .
Der Reichskanzler legte die innere Lage dar : siehe Proto¬

koll im Weißbuch : „Vorgeschichte des Waffenstillstandes "-
Kr. 1 . Für die O . H. L. sprach General Ludendorff . — Sieh «
dasselbe Protokoll . In meinen während de » KronratS gemach«
ten Aufzeichnungen finde ich folgende Vermerke über seineRede :

1 . Lichnowskq : Zuchthaus .
2 . Stellvertretende Kommandierende Generale und Kriegs «

minister müssen bessere Ordnung halten im Jnlande .
Generale sollen neue Order erhalten . Zivilbehörden
sollen mitwirken an Aufrechterhaltung der Staatsgewalt .

Z. Ersatz : Anskammung , mehr Heranziehung des noch
freien jungen Judentums .

Aber die Kriegslage : Kein Wort .
Ich hatte das nach der Erfahrung der Vorbesprechungvom 13. befürchtet . Da die zuständige inilitärische Stelle

pver die Kriegslage schwierig , die Kriegslage aber grund -
legend für meinen geplanten Antrag war , so brachte ich vor ,was mir General Gudendorfs itags zuvor ) darüber gesagthatte . Ich zog daraus misdrücklich den Schluß , daß wir
militärisch außerstande sein würden , den Kriegswillen des
Gegners zu brechen , und daß wir daher geziwmgen seien ,dieser Kriegslage in der Führung unserer Politik hinfort
Rechnung zu tragen .

Generaifeldniarschall v . Hindenburg trat dem entgegen mit
AnAftihrungen , die ich in dem Entwurf des Protokolls

'
zusam »

mengefaßt hatte , in den Satz : ..Generalfeidinarschall 0 . Hin -
denburg hofft , daß es dennoch gelingen werde , auf fran -

Boden stehe» zu bleiben und dadurch schließlich dem« emd unseren Willen aufzuzwingen . "
General Ludendorff hat . laut eigenein Zugeständnis , diese

Fassung wie folgt geändert : ..Generalfeldmarschall V. Hin »
veiiburg führt aus , daß es gelingen werde , auf französischem« oden stehen zu bleiben und dadurch schließlich den FeindenMiseren Willen aufzuzwingen .

" Hier ist die positive Zuver¬sicht ausgesprochen , die die O . <b . L . auch in der Vorbe¬
sprechung beknndet hat .Es ist nicht erfindlich , warum die O . H . L . am 14 . Aug .»m Kronrat sich nicht spontan über die KrieSlage ausge -
hprocven hat . Das vekanntgegebene Prograuim lautete
^ t' „ Eine » »geschindtste Bilanz des Krieges zu ziehen ! "
La ^ u gehörte doch unbestreitbar vor allen Dingen in
einem Kriege , daß die militärisch « Stell ? die Kriegslageschilderte ! Das geschalt nicht .

Aach am Tage des Kronrats habe ich selbständig , trotzGenerals Ludendorffs Weigerung , in bezug auf das belgischeProblem von der Bereinbarung vom 3 . Juli 1918 abweichende
Zugeständnisse zu machen , einem Unterhändler folgendeDirektiven gegeben :

Faustpfand ( gage ) soll bedeuten ein Pfand gegenüber
Entente und Amerika . Es sei Belgiens Sache , seine Alliierten
dahin zu bringen , daß sie die Kolonien herausgäben . Bei -gien gegenüber hätten wir ein Faustpfand nicht nötig — undals der Unterhändler mitteilte : Belgien fürchte , daß Deutsch ->a »d wie bei Rußland im Laufe der Verhandlungen mit
Forderungen käme , die für Belgien nicht annehmbar wären ,N ! >̂ve>ondere wirtschaftlichen , habe ich ihn darüber beruhigt .

. elgien geäußerten Wünsche : Garantie voller Selb -
Lfl 8*e '.t und Unversehrtheit seines Besitzes , Anerkennung
fixt Wirtschaftlicher Freiheit , habe ich

"
für besprechbar er -

c I el)e £ einen weitern belgischen Wunsch : Deutschland
^ an Gutmachung der Belgien durch den Krieg

aiiftÄ»v n £ *& * " beteiligen — habe ich Befragung des4 I anoigen Reichsamts (Reichsschatzaint ) augeordnet . Endlich

ha>be ich gesagt : Flämisches Problem , diese» und anderes :
alle » di »kutabel und offen .

Am IS. August , einen Tag nach dem Kronrat . gab ich
folgendes als meine Richtlinie » bezüglich Belgiens au » zur
Übermittlung an die Regierung der Bereinigten Staaten von
Amerika nach Washington : „Keine Annexion , kein Basallen -
oder ähnliches Abhängigkeitsverhältnis , gute wirtschaftliche
Bziehuitgen , Garantien für politische und militärische Unab¬
hängigkeit auch von unsere», Gegnern .

"
Am 19 . Ä,'.^ ust 1918 ging ich General Ludendorff erneut

wegen Belgiens an . Am 21 . Augusts 1918 antwortete General
Ludendorff in dem Sinn », daß er sich mit der Wieder -
Herstellung des statu » quo ante (Belgiens ) nicht einverstan¬den erklärt haben könnte.

Das war gerade das punctum saliens : der status quo ante .
Am 19. August war ich nach Rücksprache mit dem Ge -

neralg »uver »enr von Belgien in Brüssel , wiedev in Berlin
zurück und berichtete dem Bizekanzler o. Payer über die Er -
eigniss » vom 11 . bi » 18 . August ; auch daß ich die Bediuguu -
gen der O . H. L. für Herausgabe Belgienö mit dem Zu -
standekommen eines Friedens für unvereinbar hielt . Al »
erste Voraussetzung für EinleitutH von Friedensschritten be-
trachtete » Herr v . Payer und ich die bestimmte Erklärung ,
daß Deutschland auf Belgien iiollig verzichten und e » vorbe -
haitlos herausgeben werde .

Es bot sich eiit» günstige Gelegenheit für Übermittlung
von Rachrichten nach Washington . Ich wartete die in Aus -
ficht gestellte Stellungnahme des Generals Ludendorff nicht
ab , sondern drahtet? selbständig am 28. August 1918 zur
Übermittlung nach Washington : „Mir Formel status quo anta
einverstanden .

"
Die Reichsregieruug hat nach dem ersten Versuch im

Kroirrat vom 14 . August zweimal betsticht, die O . H . L.
zu einer klaren Aussprache über die Kriegslage zu bringen ,eine Bilanz des Kriege ? zu ziehen . Am 3. September 1918
verlangte der Reichskanzler schriftlich Auskunft , ..wie E . E.
( d. i . der Generalfeldmarschall ) die augenblickliche Kriegs »
läge und unsere militärischen Aussichten für die nächste
Zukunft ansehen ! " Am 27 . September 191S — zwei Tage vor
dem 29. September — ist auf diesem Schreiben der Vor -
«Kirf gemocht worden : „Die Angeiegeneit wird durch per-
sö»liche Aussprache erledigt .

" Ja , sie wurde erledigt , am 29 .
September , mit der Forderung : sofortiger Waffenstillstand ! ;
« ber 28 Tage lang hatte die O . H . L. die Frage unbeant -
wortet gelassen .

Meine Ausfassung , daß wir militärisch einer Niederlage

O . H. L. hatte widersprochen. Gleichwohl habe ich dem Reicht
kanzler wiederholt diesewe ^Auffassung — mit fortschreiten

off !— . .
Volk und Heer zu begegnen wäre . So z . B . habe ich vorge »
schlagen , die Verantlvortuna für die Regierung aus breitere
Basis zu stellen und das Interesse an der Politik der Re -
gierung zu vergrößern durch Beteiligung von linksparteilichen
Politikern an der Regierung . — Bei einem solchen Vor -
schlage erwiderte mir der Reichskanzler : „Mollen Sie etwa
Sozialdemokraten in ihrem Ministerium ausnehmen ? " Ich
antwortete : „ Mit Vergnüge « würde ich einen sozialdemo -
kratischen UiiterstaatSsekretär anstellen ." Ich war über -
zeugt , daß die Linksparteiler aus der bequemen reinen Oppo --
sition herausgeholt , bald die Notwendigkeiten — die
dira necessitas , die alle Regierungen zwingt , erkennen und
anerkennen würden .

Zwischen dem 22 . und 27. September 1918 kam ich zu de?
Auffassung : eine militärische Katastrophe steht unmittelbar
bevor , aus Grund von Nachrichten aus der Armee , nicht
von der O . H . L . Ich habe dem Reichskanzler darüber Mel -
dung gemacht , er wollte nicht recht daran glaubeil und
nannte mich einen Pessimisten , er hatte nur zuversichtliche
Berichte von der Armee . Doch bei Besprechung der Lage
im Auswärtigen Amt kamen wir £n der Ansicht, daß wir
uns auf eine Katastrophe vorzubereiten hatten : darauf , auf
die Wahrscheinlichkeit solcher Katastrophen , gründete sich da »
Programm , das unter dem Datum 28 . September 1918 im
Weißbuch , „Vorgeschichte des Waffenstillstandes " veröffent --
licht worden ist . Ich b̂erichtete den , Reichskanzler am 28.
September nachmittags erneut über meine Befürchtungen
und schlng vor , mit der O . H . L . persönlich in Verbindung
zu treten . Der Reichskanzler lenhte ab ; am 28 . Septem¬
ber , morgens , meldete ich dem Reichskanzler , daß ich nach
Spaa reisen würde , um von der O . H . L . eine unzweideutige
Erklärung über den Stand des Krieges zu erwirken und
die etwa danach nötig werdenden Maßnahmen vorzuschlagen .

Inzwischen habe ick gelesen , daß General Ludendorff
schrewt , die Männer , die den 29. September gemacht hätten ,
müßte « von , deutschen Volke

^ ebenso verantwortlich gemacht
werdet «, wie die . die den 9. November gemacht hätten .

Sonntag . 29 . September , 10 Uhr vormittags , empfing
mich der Generalfeldmarschall in Gegenwart des Generals
Ludendorff tind des Obersten Hey« im Generalftabsgebliude
Hu Spaa .

General Ludendorff verwarf die Diktatur . Sieg wäre
ausgeschlossen , die Lage der Armee verlangte vielmehr einen
sofortigen Waffenstillstand .

Der Generalfeldmarsckall und General Ludendorff billig -
ten die Revolution von obeii . Beide billigten auch das Pro »
jekt einer Einladung zu Friedeii ^ erhandlungeit über den
Präsidenten Wilson . Der Generalfeldmarschall machte dl«'
Annexion von Brie « und Longwy zur Bedingung , doch Gc -
neral Ludendorff meinte : das wäre nickt mehr an der Zeit .

General Ludendorff sprach wie ein Mann , der sich zueiner schivereu Erkenntnis durchgerungen hat und bereit ist,die Konsequenzen zu zieben . Ich bin darauf gefaßt , gefragt
$ u Mtden : „ Warum hast du in diese »; Augenblick General

Ludendorff — die O . H . L . überhaupt — nicht gefragt ,
weshalb sie die Reichsregieruug trotz ihrer förmlichen ragen
vom 14. August , 3 . September und 10. September 1918 über
die militärisch « Lage im Unklaren gelassen habe? " Ist der
Fragesteller je in Lagen gewesen , wo es galt , zu handeln ?
«— nicht : zu fragen ? Ich bin das für das Leben eines Jndi »
viduums häufig — zu häufig vielleicht — gewesen . Vor mir
saßen die beiden Feldherren , die Deutschlands Schwert
rühm - und ehrenvoll geführt hatten . Sie erklärten in die-
seil « Angeitblick dem Sinne nach: Alles ist verloren , »uße«
der Ehre ! — und Rette , ivas zu retten ist ! Das ist nicht
die Zeit zu Rekrimiiiatione » , das ist die Zeit zum Handeln .

„Jede Stunde Verzuges bedeutet Gefahr ! " So sagte auch
Oberst Heye zu mir , bevor wir drei zu S . M . gingen , und
erzählte , daß in den letzten Tagen General Ludendorff fast
allabendlich ihm zugerufen hätte : „Heye, jetzt sind sie
durch ! "

Deutscher « eicdstsg
Der Reichstag hat am Montag die sog. Berkehrssteuer » in

zweiter Lesung im Reichstag erledigt . Sämtliche Anträge
der Opposition wurden abgelehnt , ebenso die Anträge auf wei -
tere Herabsetzung der Umsatzsteuer und der sogenannten Lu -
xussteuer . ES bleilbt «bei l 'A Prozent Steuersatz . ReuerliH
stattgefunden ? Verhandlungen der Regierungsparteien
beschäftigten sich mit den Wünschen der christlichen Berg¬
arbeiterverbände . die Umsatzsteuer für Lebensmittel herabzu -
fetzen bzw . gänzlich aufzuheben , da sonst die Zollvorlage für
sie nicht tragbar sei . Der Berliner „Lokalanzeiger " wußte «t*
Montag abend zu berichten , daß zwischen dem Reichskanzler
und den hinter ihm stehenden Regierungsparteien eine Eini -
gung Über die Frage der Herabsetzung der Umsatzsteuer erzielt
worden sei. Später wurde gemeldet , daß ein Kompromiß zwa »
noch nicht erzielt , jedoch bis zur dritten Lesung der Steuervor »
läge sich eine Lösung werde finden lassen .

Es begann sodann die Generaldebatte der Gesetzentwürfe
über die Erhöhung der Bier - und Tabaksteuer . Am Schluß
der Sitzung wurden , wie zu erwarten , die Einsprüche der bei »
den für 20 Sitzniigötage ausgeschlossenen kommunistischen Ab-
geordneten Hölle ! ,, und Jadasch in einfacher Abstimmung ver -
worfen .

Der Ältestenrat , der am Montag verhandelte , wurde sich
noch nicht über den Beginn der Sommerserien einig . Vo »
rechtsstehender Seite wird mitgeteilt , in den ausschlaggebende »
Parteien werde mit ziemlicher Gewißheit angenommen , daß
die Steuergesetze und die Zollvorlage bis zum Montag abend »
evtl . unter Zuhilfenahme des Sonntags für eine Plenar «
sitzung , verabschiedet werden können . Die Erledigung de»
Etats und der Amnestievorschläge bleibe dabei zurzeit noch
ungewiß .

Es tritt auch der Gedanke wieder in den Vordergrund , bei
der Zolltarifnovelle ein abgekürztes Verfahren anzuwenden ,
d. h. das ganze Gesetz als Anlage zu einem einzigen Ermäch «
tiguugsparagraphen zu beraten und so die Diskussion über
die Details auszuschließen . Am 11 . August , Dienstag nächster
Woche , findet im Reichstag die offizielle Bersassungsfeier de»
Regierung unter Teilnahme des Reichspräsidenten und deff
ganzen Kabinetts statt . Wenn bis dahin der Reichstag noch
nicht in die Ferien gegangen ist, so müssen sich auch dich
Dentschnationalen offiziell beteiligen .

WTB Berlin , 3 August .
Bei Eröffnung der Sitzung macht Präsident Loebe die üb <

liche Mitteilung von den Urlaubsgesuchen der Mitglieder . E $haben diesmal 14 Abgeordnete längeren Urlaub , meist wegenKrankheit , erbeten .
Die zweite Beratung des KerkehrSsteuergesetzes

wird fortgesetzt .
Abg . Neubauer (K ) wendet sich gegen die Senkung deü

Sätze der Kapitalverkehrssteuer und verlangt dafür die voll -
ständige Aufhebung der Umsatzsteuer .

Abg . Dr . Fischer (D ) beantragt eine weitere Herabsetzungder Börsenuinsatzsteuer und Erleichterungen für solche Organi -
satimien , die der öffentlichen Wohlfahrtspflege dienen .

Staatssekretär Dr . Popitz sagt die Erfüllung verschiedener
Wünsche des Abg . Kscher auf dem Verwaltungsweg « zu .

Abg . Peine ( 3 ) bezeichnet den in der Borlage vorgesehenesAbbau der Umsatzstener als durchaus ungenügend .
Abg . Brodauf (D ) empfiehlt einen Antrag der Demokraten ,wonach die freien Berufe von der Umsatzsteuer befreit werde »

sollen . Außerdem will der demokratische Antrag die Handels -
Vertreter umsatzsteuerfrei machen.

Staatssekretär Popitz wendet sich gegen das Verlangen nach
Befreiung der Handelsagenten von der Umsatzsteuer .

Abg . Kirschmann (S ) tritt fiir die Befreiung der Handelst
Vertreter ein .

Abg . Dr . ^ ischer-Köln (D ) weist darauf hin , daß der unter demj
Finanzminister Hermes gestellte Antrag der Befreiung der
Handelsvertreter seinerzeit auch vom Zentrum und der deut¬
schen Volkspartei unterschrieben war . Der verstorben« deutsch«
nationale Abg . Helsferich habe mit ganz besonderem Eis««
diese Forderung vertreten . Der Redner tritt weiter für d« !
Aufhebung der Luxussteuer ein . Die Umsatzsteuer müsse stärke ^
herabgesetzt werden .



„ Staatssekretär Popitzr . Für unser ganzes Steuerwerk müsse
der Grundsatz gelten , bös} wir uns allein nicht richten können
nach der gegenwärtigen Finanzlage / sondern daß wir Vorsorge
treffen muffen sür die kommenden schweren Jahre , die uns
große Verpflichtungen auserlegen . Wir müssen auch an die
Bedürfnisse der Länder denken . ~ - ■" -

Abg . Dr . Braun (S ) bezeichnet die Umsatzsteuer als eine der
ungerechtesten Steuern . Wenn sie aber bestehen bleibt , dann
sei auch die höhere Besteuerung der Luxuswaren berechtigt .

Abg . Neubauer (K ) bezweifelt , daß die viel zu geringe Herab »
setzung der Umsatzsteuer überhaupt zu einer Senkung der
Preise führen werde . Die Umsatzsteuer mußte vollständig be-
seitigt werden .

Abg . Hörnle (K ) beantragt die Befreiung der Konsumver -
eine von der Umsatzsteuer .

Abg . Henning lPölk . ) verlangt die Aufhebung der Umsatz -
steuer .

Damit ist die Besprechung der Umsatzsteuer beendigt .
Die Abstimmungen werden , da das Haus sehr schwach be»

sucht ist, aus später verschoben .
Zur Besprechung kommt hierauf die Bestimmung über das

Verfahren . Abg . Dr . Fivher fordert die Nennung der Namen
derjenigen , die wegen Steuersabotage und Aufforderung zur
« teueriabotage verurteilt worden sind . Die vom Staatssekre¬
tär gegebene Begründung für die schonende Verschweignng
der Namen sei nicht stichhaltig . Es handelt sich doch um Per -
sönlichkeiten , die immer noch im öffentlichen Leben eine Rolle
spielen und ihr staatsgefährliches Treiben vielleicht noch fort -
setzen.

Abg . Dr . Hertz (S ) begründet die sozialdemokratischen An -
träge auf Offenlegung der Steuerlisten und die Einführung
weiterer Sicherheitsmaßnahmen für die jährliche Veranla -
gung .. Ein Fortschritt sei schon die vom Ausschuß beschlos-
sene obligatorische Prüfung , die in den Betrieben alle drei
Jahre stattfinden soll. Diese Prüfung sollte weiter ausgebaut
Zwerden .

Der Redner wendet sich dann scharf gegen die Namensver -
schweigung der Verurteilten , die zur Steuersabotage aufge -
fordert haben . Die Sozialdemokraten würden bei der dritten
Lesung in einer Entschließung die Namensnennung verlangen .

Staatssekretär Dr . Popitz erwidert , die Namen der Verur -
teilten seinen schon durch die Presse gegangen . Hier , wo über
das zweckmäßigste Verfahren beraten werden sollte , habe die
Namensnennung gar keinen Zweck.

Abg . Neubauer <K ) und Dr . Korsch <K ) verlangen die Offen ,
legung der Steuerliften , einen Ausbau der Buchprüfung und
wesentlich schärfere Strafen für Steuerhinterziehung und
Kapitalflucht .

Es folgen nun die zurückgestellten Abstimmungen .
Die Kapitalverkchrsstcuer wird in der Ausschußfassung nach

Ablehnung aller Abänderungsanträge angenommen . Zur
Grundverkehrssteuer wird einstimmig ein Antrag Behrens
'
(DNVP ) und Genossen angenommen , der den Grunderwerb
durch Anstalten , die der öffentlichen Wohlfahrtspflege dienen ,
-von der Steuerpflicht befreit . Im übrigen wird die Vorlage
nach der Ausschußfassung angenommen .

Bei der Umsatzsteuer wird ein sozialdemokratischer Antrag
auf Steuerbefreiung der Handelsvertreter in namentlicher
Abstimmung mit 205 gegen 152 Stimmen der Linken abge »
lehnt .

Der sozialdemokratisch -kommunistische Antrag auf Befreiung
aller Lebensmittel von der Umsatzsteuer wird in namentlicher
Abstimmung mit 224 gegen 131 Stimmen der Sozialdcino »
traten , Kommunisten und Völkischen abgelehnt .

Abgelehnt wird auch der demokratische Antrag aus Steuer -
befreiung für die freien Berufe . Die Steuerbefreiung der
Konsumgenossenschaften wird in namentlicher Abstimmung mit
233 gegen 124 Stimmen der Sozialdemokraten und Kommuui -
sten abgelehnt .

Zur Luxussteuer wird mit den Stimmen der Regierungs -

Parteien der sozialdemokratische Antrag angenommen , daß
hochwertige Quatitiitsarbeit geschont werden soll. Die Aufhe¬
bung der Luxussteuer wird gegen die Stimmen der Kommuni -

{
ten und Demokraten abgelehnt . Die Herabsetzung der Um -
atzsteuer auf 1 Prozent wird mit 205 gegen 152 Stimmen

der Sozialdemokraten , Kommunisten , Demokraten und Völki¬

schen abgelehnt . Es bleibt bei 1 % Prozent für die allgemeine
Umsatzsteuer und 7K Prozent sür die Luxussteurr .

Die AuSschußbeschlüsse zur Umsatzsteuer werden angenom -
inen , darunter auch die vom Ausschuß beschlossene Bestim -
mung » daß Länder nnd Gemeinden keine Beherbergungs -
stener mehr erheben dürfen .

Die Wechselsteuer wird unverändert angenommen .
Bei den Bestimmungen über das Verfahren wird der so-

zialdemokratische Antrag auf Offenlegung der Steuerlisten in
namentlicher Abstimmung mit 230 gegen 130 Stimmen abge -
lehnt . Dann wird in namentlicher Abstimmung mit 322 ge-
geil 36 Stimmen der demokratische Antrag angenommen , der
den Veranlagungsausschüsse » bei den Finanzämtern die Ein -
fichtnahme in das Veranlagungsergebnis gewährleistet . Im
übrigen werden die Bestimmungen über das Verfahren nach
den Ausschußbeschiüssen angenommen , ebenso die Bestim¬
mungen über Kapital - und Steuerflucht ( Aufhebung der Ka¬
pitalfluchtverordnung ) und die Ubergangs - und Schlußvor -
schriften , nach denen das Verkehrssteuergesetz am 1 . September
1925 in Kraft tritt .

Es folgt die Beratung des Gesetzentwurfes über
die Erhöhung der Bier - und Tabaksteuer .

Zur Beratung kommt zuerst die Biersteuer .
Abg . Simon ( © . ) bekämpft die Steuererhöhu ^ g als eine

durch die Finanzlage des Reiches nicht gebotene Schädigung
der Wirtschaft und der Verbraucher . Die Vertreter der bah -
tischen Volkspartei und die der bayerischen Regierung soll-
ten doch einmal erklären , warum sie hier im Reichstag ganz
anders auftreten als in Bayern .

Abg . Bnchmann (K ) lehnt gleichfalls unter heftigen An -
griffen gegen die bayerische Volkspartei die Biersteuererhö -
hung ab .

Abg . Dr . Fischer - Köln lD . ) hebt hervor , daß vom Finanz -
Ministerium im Steuerausschuß die Auffassung mit allem
Nachdruck vertreten worden sei , daß die Regierung absolut
nicht die 100 Millionen Mark entbehren könne , die die Bier -
und Tabaksteuer rechnerisch erbringen soll . Nun liegt ein
neuer Kompromißantrag vor , der nicht nur eine weitere Er -
Mäßigung der Biersteuersätze bringt , sondern die ganze Bier -
stencrnovelle überhaupt erst am 1 . April 1926 in Kraft setzen
will . Welches ist nun der neue Standpunkt der Regierung ?
Die Demokraten müssen die vorliegende Novelle ablehnen .

Vizepräsident Bell teilt dem Hanse mit , daß von den Völki -
schen ein Antrag aus namentliche Abstimmung über deren An -
trag aus Ablehnung der Biersteuer eingebracht worden sei.

Abg . Henning iVölk . ) kritisiert die Haltung der Regierung ,die dem Willen der Regierungsparteien ein „unannehmbar "
- nach dein anderen geopfert habe , ohne darauf die angedrohten
Konsequenzen zu ziehen . Bei einer solchen Haltung könne die
Regierung nicht mehr erwarten , daß man ihr „unmöglich "

, ernst nimmt . Die Bier - und Tabaksteuer sei absolut unsozial
nnd die Völkischen würden die Vorlage daher ablehnen . Der
Redner begründet noch eine Entschließung seiner Partei , durch
die die Regierung ersucht wird , die Einfuhr von Pilsrnrr Bier

aus der Tschechoslowakei überhaWt qG , verbiete « . da die Pik -
sener Bierbrauereien 4 Marl vom -Erlös -jedes verkauften Hek-
toliters Bier für Bekämpfung des Deutschtums - abgäben . -
( Hört , hört ! ) • .

Damit schließt die Generaldebatte über die Biersteuererhö -
hung . Die Abstimmungen zu dieser Novelle werden zurück -
gestellt . ^ . -

Das Haus - wendet sich dann der Besprechung des Art . 2 der
Novelle zu , der

die Erhöhung der Tabaksteuer
vorsieht .

Abg . Meier - Baden (Soz . ) bekämpft die auf Grund der
Anträge der Kompromißparteien zustand ? gekommene Aus -
schußsassung und wendet sich namentlich gegen die neu ein -
zuführende Materialsteuer . Diese würde das Verschwinden
der billigen Zigarettensorten von 3 und 4 Pf . zur Folge
haben .

Abg. Ovendiet (K . ) glaubt , daß durch Annahme der Aus -
schußvorlage die Tabakpreise durchschnittlich um 40 Prozent
steigen würden . Das sei eine unerhörte Ausräuberei .

Abg . Biill (D . ) wünscht sachliche Gründe für die von der
Regierung behauptete Notwendigkeit der Tabaksteuererhöhung .
Während die Parteien der Rechten das Dawesabkommen für
vollkommen undurchführbar erklärten , würden sie jetzt durch
ueue Verbrauchssteuern des Reiches über die Verpflichtungen
des Dawesabkommens hinaus 150 bis 200 Millionen an das
Ausland zahlen , nach dem „Wohlstandsindex ", ein Wort , das
angesichts der Lage der deutschen Berbraucherschäft und der
deutschen Wirtschaft wie Hohn klingt . Die Regierungsparteien
haben sich dem unerhörten Druck des ReichSfinauzminifte -
riums gesügt . Der Minister hat den Abgeordneten gesagte
Wenn Sie nicht zustimmen , dann lege ich morgen mein Amt
nieder . Wollen Sie denn , daß morgen ein sozialdemokratisches
Ministerium regiert ? (Hört , hört ! links . )

Abg . Henning (Volk .) hält einen Schutzzoll für den heimi -
schen Tabak sür notwendig , der mindestens 120 Mark betragen
müsse . Wenn man den inländischen Tabakbau fördern wolle ,dann dürfe man ihn nicht durch innere Steuern verteuern .

Nach 9 Uhr wird die Weiterberatung auf Dienstag , 11 Uhr
vormittags , vertagt .

Geschäftsordnungsgemäß wird dann ohne Aussprache über
die inzwischen eingegangene

Beschwerde der Abg. Jadasch und Höllein (K . )
gegen ihren Ausschluß entschieden . Die Beschwerde des Abg.
Höllein (K . ) wird gegen die Stimmen der Kommunisten , die
des Abg . Jadasch (K . ) gegen die Stimmen der Kommunisten ,
Sozialdemokraten nnd der Mehrheit der Demokraten abge -
lehnt .

Abg . Stöcker (K . ) beantragt , auf die Tagesordnung der
Dienstagsitzung den Mißtrauensantrag seiner Fraktion zu
setze ».

Das wird abgelehnt , nachdem Präsident Loebe . mitgeteilt
hat , daß dieser Antrag zunächst den Geschäftsordnungsaus -
schuß beschäftigen werde .

politische Neuigkeiten
Ein Zentrumsminister für das besetzte Gebiet?

Es wird jetzt angekündigt , daß der rechtsstehende Zentrums -
führet , Vffig von Guerard , demnächst zum Reichsminister fürdie besetzten Gebiete ernannt werden soll . Bisher war das
Zentrum bloß durch einen Vertrauensmann , den wiederholtnur als „ Beobachter "

dezeichneten Reichsarbeitsminister Dr .Brauns im Reichskabinett vertreten . Der Eintritt des Ge -
Heimrats Guerard müßte als entscheidender Schritt zur Re -
gierungskoalition aufgefaßt werden .

Der „Bad . Beobachter " schreibt dazu , daß seines Wissensdie Zentrumsfraktion des Reichstags in dieser Frage noch
keine Stellung genommen habe , was doch unbedingt erforder -
lich wäre , da die Entsendung eines weiteren Vertrauensman -
nes der Partei in das Kabinett Luther von entscheidender po-
Mischer Bedeutung für die Stellung der Partei gegenüber
dem Kabinett ist . Es ist möglich , daß die Frage der Besetzung
des erwähnten Ministeriums , worüber zwischen dem Reichs -
kanzler Luther und der Reichsleitung der Partei offenbar
verhandelt wird , in dem Fraktionsvorstande erörtert wurde .
Die Fraktion selbst hat sich bisher noch nicht damit befaßt ,
deshalb sei auch nicht anzunehmen , daß die Ernennung des
neuen Ministers so unmittelbar bevorstehe .

Der sächsische Finanzminister znm
Finanzausgleich

Der sächsische Finanzminister Dr . Reinhold nimmt in den
„ Dresdener Neuesten Nachrichten " zu dem vom Reich geplan -
ten Finanzausgleich Stellung . Nachdem er sich gegen den
etwaigen Verdacht der Kleinstaaterei verwahrt hat , führt der
Minister n . a . aus :

„ Das was das Reich jetzt vor hat und unter dem Druck der
großen Wirtschaftsverbände auf die Regierungsparteien im
Reichstage durchsetzen will , bedeute nach der einmütigen Auf -
fassung der Länder eine so einseitige Veränderung der bis -
herigen Steuerverteilung zu Gunsten des Reiches , daß die
Länder , wenn sie in Zukunft auch nur im allerbescheidensten
Rahmen ihre Verpflichtungen insbesondere aus sozialem und
kulturellem Gebiet weiter erfüllen wollen , ihre Realsteuern ,
deren Abbau im Sinne der Verbilligung der Produktion aufs
dringendste zu wünschen ist , noch weiter ausbauen müssen .
Die großen Wirtschaftsverbände , welche die öffentliche Mei -
nung im Sinne der Vorlage der Reichsregieruug zu beein -
slussen suchen , sind deshalb vollständig im Irrtum , wenn sie
von der Durchsetzung des Finanzausgleichs in der vorliegen -
den Form eine Ermäßigung der Steuerlast erwarten . Gerade
das Gegenteil wird eintreten und zwar werden statt der Wirt -

.schaftlich mit vollem Recht zu fordernden Senkung der pro -
duktionsverteuernden Realsteuern , insbesondere der Gewer -
besteuer , hier an der allerfaschesten Stelle der Wirtschaft
neue Lasten aufgebürdet werden , die ein gerechter und Wirt -
schaftspolitisch richtiger Finanzausgleich vermeiden würde .
Denn es steht nun einmal so, daß den Ländern zur Balan -
cierung ihres Etats nur noch die Ausschöpfung der Realste »rr
bleibt , das heißt die roheste und wirtschaftsfeindlichste Steuer -
form , die es überhaupt gibt . Ganz anders liegen diel Dinge
beim Reich . Zur Balancierung des Reichsetats sind noch
Reserven vorhanden , deren Heranziehung eine zwingende
Notwendigkeit ist , ehe man an die produktionsverteuernden
Steuern herangehen darf . Es sei hier nur an das Brannt -
weinmonopol . erinnert , das — die außerordentlich unerfreu¬
lichen Gründe dieser Tatsachen sollen hier unerörtert bleiben
— nach dem Etat der Reichskasse nur 140 Millionen bringt ,
während allein aus der Zigarette eine halbe Milliarde he-
rausgewirtschastet werden soll , also ein klägliches Fiasko der
Monopolverwaltung , zumal wenn man bedenkt , daß allein
d>e frühere Branntweinsteuer 1913 134 Millionen eingebracht
hat , also fast die Hälfte der Summe , die Länder und Ge -
meinden im Jahre 1924 insgesamt als Gewerbesteuer erho -
ben . Man schaffe erst einmal bei der Monopolverwaltung
Ordnung , ehe man Ländern und Gemeinden ihre Einkom -
mensteuer verkürzt und sie dadurch zwingt , ihre Gewerbe -
steuer zu erhöhen ."

Dr . Reinhold weist dann den Borwurf mangelnder Spar -
samkeit in den Ländern und Gemeinden zurück und legt dar ,
daß deren Ausgaben zwangsläufig gestiegen seien . Die durch
den geplanten Finanzausgleich herbeigeführten Fehlbeträge —
für Sachsen 40 Millionen — würden auch durch die rigo -
rosesten Sparvorschriften nicht beseitigt werden .

Die Unterbringung der aus Polen
ausgewiesenen Deutschen

Der preußische Minister des Innern , Severins , gab
nach seiner Rückkehr nach Berlin aus dem Lager Schneide -
mühl bekannt , daß alles daran gesetzt werden müsse , um ein -
mal den Abtransport eines erhebliche » Teiles der Optanten
in die einzelnen preußischen Regierungsbezirke stark zu be -
schleunigen , sodann auch um für die im Lager Zurückgeblie¬
benen weitgehende Erleichterungen zu schassen . Die preußi -
schen Regierungspräsidenten wurden angewiesen , sofort alle
erforderlichen Vorkehrungen zu treffe » , um die ihnen zuge -
wiefene Zahl von Optanten in ihren Regierungsbezirken be-
ruflich unterzubringen und sie niit Wohnungen zu versorgen .
Voraussichtlich werden auf diese Weise noch in dieser Woche
1500 bis 2000 Optanten auf die einzelnen Regierungsbezirke
verteilt , so daß eine erhebliche Entlastung des Lagers Schnei -
demühl eintritt . Im ganzen wurden bis jetzt schon Optanten
mit einem Familienstand von 5000 Köpfe » beruflich unterge -
bracht . Für die vorläufig im Lager Zurückgebliebenen sind
zahlreiche Maßnahmen vorgesehen , die der Verpflegung , der
Unterkunft , der Unterbringung der Kranken und Kinder , der
Unterhaltung , Ablenkung , dem Sport und der Beratung die-
nen sollen .

Um den Sicherheitspakt . — Die französische Antwort . Die
„ Agentur Havas " teilt mit , daß am Montag am Oui d 'Orsiiy
der Entwurf der Antwort auf die deutsche Note vom 20 . Juli
fertiggestellt worden ist . Außenminister Briand hat die Ab-
sieht , sich am heutigen Dienstag nach London zu begeben , um
mit Chamberlain die Antwortnote zu beraten und den eng -
tischen und ftanzösischen Entwurf eines .Sicherheitspaktes zu
prüfen . Der Meinungsaustausch zwischen Chamberlain und
Briand soll nur etwa eine Zeit von 48 Stunden in Anspruch
nehmen .

Borbesprechungen mit Abd el Krim . „ Times " berichtet aus
Tanger , daß auf der Zusammenkunft zwischen dem Marquis
d' Estelle und den Ris -Emissären in Tetuan beide Parteien
die Bedingungen mitteilten , unter denen es für möglich ge-
halten werde , Friedensverhandlungen zu erörtern . Die Rif -
Abgesandten wiederholten die Forderung Abd el Krims nach
der Unabhängigkeit des Rif -Gebietes , sowie seine Forderung ,
daß die Verhandlungen in Tanger stattfinden sollen . d 'Estelle
teilte seinerseits den Rif -Abgesandten die auf der Madrider
Konferenz vereinbarten ftanzösisch -spanischen Bedingungen
mit . Die Ris -Emmissäre kehrten am Freitag nach Tanger zu-
rück, und am Sonntag ging ein besonderer Eilbote nach Ajdir
mit einem Bericht für Abd el Krim ab .

Bevorstehender Kohlenbergarbeiterstreik in Amerika . „Daily
Telegraph " meldet aus New Uork , es bestehe wenig Hoffnung ,
daß der Streik der amerikanischen Kohlenbergarbeiter abge -
wendet werden könne . Es werde erwartet , daß die Konfernz
in Atlantic City heute abgebrochen und der Streikbefehl für
den 1 . September ausgegeben werde , da dann das augenblick -
liche Lohnabkommen ablaufe . Präsident Coolidge gab zu ver -
stehen , daß er nicht einzugreifen beabsichtige , bis die Bergar -
beiter tatsächlich streikte » . In diesem Falle würde er ein
Schiedsverfahren vorschlagen . Die Bergarbeiter haben diesen
Vorschlag jedoch abgelehnt .

Verschwörung in Tibet . „Times " meldet aus Simla , daß
Sensationsberichte , wonach Komplotte in Tibet im Gange
seien , übertrieben zu sein schienen . Die Gefahr eines chine-
fischen Überfalls , wie er von gewissen Kreisen angekündigt
werde , werde von gut unterrichteter Seite nicht ernst genom -
men . Es scheine ein Komplott gegen eine Einzelperson statt -
funden zu haben , und gewisse Offiziere seien daher degradiert
Warden . Der Oberbefehlshaber sei von seinem Posten ent -
hoben worden , bleibe jedoch noch einer der Hauptminister .

Ikurze Macdrickten
Reichspräsident von Hindenburg empfing am Montag den

Reichsminister des Auswärtigen , Dr . Stresemaun , und» den
Reichsinnenminister , Schiele , zum Vortrag über die Auswei -
sung der deutschen Optanten aus Polen , die Versorgung der
Ausgewieseneu und die im Zusammenhang hiermit noch zu
treffenden Maßnahmen .

Professor Dr . Platz Festredner bei der Berfassungsfeier deS
Reichstages . Den Blättern zufolge ist zum Redner bei der
offizielle » Verfassungsfeier des Reichstages Universitätspro -
fessor Dr . Platz aus Bonn bestimmt .

Erneute Frachtermäßigung für die Ruhrkohlen gefordert .
Blättermeldungen aus Esten zufolge beabsichtigen sämtliche
im Ruhrkohlenbergbau interessierten Verbände , demnächst an
das Reichsverkehrsministerium heranzutreten , um eine Herab -
setzung der Frachtsätze für Kohlen mindestens für die Dauer
von 1 bis 2 Monaten zu fordern .

Keine Verringerung der Besatznngstruppen . Wie der „ Tägl .
Rundschau mitgeteilt wird , hat der kommandierende General
des 33 . ftanzösischen Armeekorps in Bonn bei der Stadt -
Verwaltung in Trier 116 neue Offizierswohnungen , darunter
4 Villen für Generäle , angefordert . Das Blatt befürchtet,
daß die Franzosen in Trier diejenigen ihrer Truppen de»
besetzten Gebietes unterbringen wollen , die frei werden , fall ?
England nach der Räumung des Kölner Brückenkopfes einen
anderen Besetzungsabschnitt übernimmt .

Der Kampf der Präsidenten Nach einer Blättermeldung
aus Paris wird demnächst vor dem Gericht in St . Etienne
ein Prozeß stattftnden , bei dem die eine Partei von dem
früheren Präsidenten der Republik , MSllerand , die andere von
Poincarx vertreten sein wird .

Eine Volksabstimmung in Südamerika Wie Havas au ?
Santiago de Chile berichtet, ist General Pershing dort eilige «
troffen . Er werde die Volksabstimmung leiten , die endgültig
über die Zuteilung der Provinzen Torna und Arica an Chile
oder an Peru entscheiden wird .

Zurückgabe von Weihaiwei an China ? Im englischen Unter -
Hause kündigte Mac Neill auf eine Anfrage an , die Rückgabe
des Weihaiwei an China schwebe noch, da die augenblicklich «
Lage der Regierung in China noch eine vorläufige fra'.

Zum 100. Todestag Jean Pauls
Zum Gedenken Jean Pauls , dessen Todestag sich im N»

dember zum 100 . Mal jährt , fand in Wunfiedl in der G «'
burtsstadt des Dichters unter zahlreicher ' Anteilnahme de»
Bevölkerung und vieler auswärtigen Gäste eine stiminungs »
volle Feier vor dem Denkmal und dem Geburtshaus Jea «

fauls
statt . In der von Prof . Dr . Zahn - München gehaltenen

eftrede wurde die Bildung einer Jean Paul -Gesellschaft »

Bayreuth angeregt .



Der Vertassungstag
ist dem Gedächtnis an jenen denkwürdigen 11 . August
1 ^18 gewidinel , an welchem sich das deulsche Polk nach
denl fuicylvaren Zusammenbruch eine neue Grundlage
seiner äußeren und inneren Freiheit und seiner natio¬
nalen (Suuyeit geschossen hat . Darum mutzte dieser Tag
zu einem festigen Gedenktag von besonderem Gepräge
werden . Kein Tag lauten Jubels und großen Prunks
wäre der tieferen Bedeutung dieser Gedenkfeier ange -
messen, vielmehr soll der Versassungstag ein Tag ernster
Erinnerung an eine Zeit schwerster Gefährdung der Exi -
stenz und Einheit unseres Vaterlandes sein , in der sich
das deutsche Volk allen äntzeren und inneren Schwierig¬
keiten zum Trotz in der neuen Versassung die tragsähige
Basis für seinen politischen , wirtschaftlichen und kulturel¬
len Wiederaufstieg geschaffen hat . er Genugtuung dar -
über in einem festlichen Gedenktag Ausdruck zu geben
und sich zur Weimarer Versassung als dem Unterpfand
unseres Daseins als Volksgemeinschaft und Staat und

Unserer Freiheit zu bekennen , ist Pflicht nationalen
Selbstbewußtseins .

Landauf , landab , wird man darum am 11 . August Ge -
legenheit nehmen , in würdiger Feier die Gedanken hin -
zulenken auf die Bedeutung des Versassungswerks von
Weimar . In der Landeshauptstadt wird vom Staatsmi -
msterium in Verbindung mit der Stadtverwaltung am
Abend des 11 . August ein Festakt veranstaltet werden ,
bei welchem Staatspräsident Dr . Hellpach über die Ver¬
fassung sprechen wird .

Kadiscker Landtag
DZ . Karlsruhr , 4 . August .

Unter de» Eingängen befindet sich ein Gesetzentwurf über die
Vollendung unfertiger Reichsbahnstrecken .

Es liegt ein Antrag des Landbundes vor , die Vorlage über
dir Reckarkanalisierung

von der Tagesordnung abzusetzen mit Rücksicht auf die Per -
Handlungen im Reichstag .

Es entspinnt sich eine Geschäftsordnungsdebatte , in deren
Verlauf Ministerialdirektor Summet bittet , den Geietzenruii/rs
heute zu verabschieden , da sonst die Einstellung der Kanali -
sierungsarbeiten drohe .

Mit Ausnahme des Abg . Rügrr (Zentr .) sprechen sich alle
Redner für die Behandlung der Vorlage aus , angesichts des
bestehenden Vertragens , Man komme mit einem blauen
Auge davon . Die Staustufe bei Ladenburg müsse im Interesse
der Schiffahrt unbedingt ausgebaut werden . Auch wolle man
verhüten , daß die Zahl der Erwerbslosen in Mannheim und
Heidelberg nicht noch einmal vergrößert wird .

Das Haus lehnt den Landbundantrag ab , worauf
Abg . Habermehl (DR . ) über die Vorlage Bericht erstattet .

Er weist darauf hin , daß das Neckarkanalprojekt nie ungeteil -
ten Beifall gefunden hat , auch in den Kreisen der Regierung
nicht . An dem Pertrag vom 1. Juni 1921 sind bekanntlich das
Reich , Württemberg , Baden und Hessen beteiligt . Die badi -
sche Regierung hat bei den Verhandlungen mit dem Reichs -
Verkehrsministerium eine Einschränkung der Verpflichtungen
Badens erreicht . Es braucht sich an der Fortführung der
Neckar-Donau - Wasserstraße oberhalb Heilbronn nicht mehr zu
beteiligen . Die Beteiligungsquote hinsichtlich der Bauzuschüsse
wurde herabgesetzt und das finanzielle Risiko nach oben hin
begrenzt . Es sind dies nicht zu unterschätzende Vorteile . Die
Belastung Badens kann im ungünstigsten Falle , die bisherigen
und künftig in Betracht kommenden Leistungen zusammenge -
rechnet , den Betrag von 5 383 000 RM . nicht übersteigen .

Gegenwärtige Vorlage sieht u . a . die Übernahme weiterer
Aktien der Neckar -AG , im Nennbetrage von 280 000 RM . und »
die Gewährung von Darlehen an die Neckar-AG . bis zur Höhe
von 2 640 000 RM . vor , die sich auf 11 Jahresbeträge von je
240 000 RM . verteilen . Der Berichterstatter stellt fest , daß
dem Haushaltsausschutz eine Fülle von Stoff Für und Wider
vorgelegen habe und die Mehrheit nach gewissenhafter Prü -
fung zu dem Entschlutz gekommen ist , die Vorlage zur An -
nähme zu empfehlen . Sie bedeutet den Loskauf von dem
grundlegenden Vertrag von 1921 mit seinen unübersehbaren
Auswirkungen auf finanziellem Gebiet . Der Ausschutz
stimmte mit 14 gegen 4 Stimmen bei einer Stimmenthaltung
dem Gesetzentwurf zu .

Abg. Freudenberg (Dem . ) begründet eine auch von anderen
Parteien unterzeichnete Entschließung des Inhalts , die badi -
sche Regierung wolle sich vor dem Ausbau weiterer noch nicht
vegonnener Baustufen mit der Reichsregierung ins Beneh -
men setzen, damit in eine genaueste Prüfung der Rentabilität
dieser Staustufen wie des Kanalprojekts überhaupt eingetre -
ten wird . Bei dieser Prüfung dürften lediglich wirtschaftliche
Gesichtspunkte den Ausschlag geben . Der Redner vertritt die
Auffassung , daß eine ernsthafte Prüfung die Rentabilität
nicht erweisen wird . Es gehe aber in unserer wirtschaftlich
angestrengten Zeit nicht an , datz Millionenbeträge in einem
Projekt vergraben werden , dessen UNrentabilität mit größter
Wahrscheinlichkeit feststeht .

Abg. Dr . Engler ( Soz . ) bemerkt dem Berichterstatter , datz
die württembergischen Industriellen die Triebfeder zum Ka -
nalprojekt waren . Badens Regierung und Landtag seien der
Sache immer sehr nüchtern gegenüber gestanden . Man müsse
das Werk von, Kanalstandpunkte aus betrachten , nicht von
dem der Kraftwerke .

Abg . Rüger (Zentr . ) spricht sich zugunsten der Vorlage aus
im Hinblick auf gewisse Vorteile für die badische Wirtschaft .
Der größte Teil der Fraktion stimme ihr zu , andere würden
sich der Stimme enthalten .

Abg . Schneider -Heidelberg (Zentr . ) fordert den unbedingten
Ausbau der Staustufe Ladenburg , um die Schiffahrt ober -
halb Wieblingen in geordnete Verhältnisse zu bringen . Dies
sei der Sinn unserer Zustimmung zur Vorlage . Darüber hin -
aus könne man sich aber auch mit der Entschlietzung einver -
standen erklären .

Abg . Dr . Mattes (D .Vp . ) steht auf dem Standpunkt , daß esdie derzeitige Finanzlage des Landes nicht gestatte , laufendeMittel für derartige Anlagen zu verwenden . Er werde sichder Abstimmung enthalten .
Abg . Bock iKomm . ) stimmt der Vorlage unter dem Gesichts -

Punkte
^ der wirtschaftlichen Notwendigkeit zu . Die jetzige gün -

stige Situation dürfe sich Baden nicht entgegen lassen .Damit ist die Rednerliste erschöpft .
Der Gesetzentwurf wird in erster und zweiter Lesung mit

84 gegen 6 Stimmen bei 14 Enthaltungen angenommen .

Die EntschließunO 'MreudenIßerg .findet gegen Sozialdemo -
traten und Kommunisten in folgender Fassung Annahme :

„Der Landtag ersucht die Regierung , bei der Reichsregie -
rung dahin zu wirken , daß vor dem Ausbau weiterer noch
nicht in Angriff genommener Banstufen , deren Rentabilität
sowie die des ganzen Kanalprojekts nochmals auf das Ge -
naueste überprüft wird . Der Landtag erwartet , daß bei dieser
Prüfung lediglich die wirtschaftlichen Momente den Ausschlag
gebe » , da in einer finanziell so schwierigen Zeit nur dann der
Aufwand vo» weiteren ca . 8s Millionen verantwortet werden
kann .

"

Darauf setzt das Haus die Beratung des
Zweiten Nachtrag « zum Staatsvoranschlag 1924/25

fort .
Abg , Habermehl «DN . ) berichtet über die Anforderungen ,die in der Hauptabteilung VI (früheres Arbeitsministerium )unter den Titeln

Wasser - und Straßenbau
enthalten sind .

Der Berichterstatter verbreitet sich dabei an der Hand der
Regierungsdenkschrift eingehend über de » Zustand unserer
Landstraßen und über das Program » , der Straßenverbesse -
rung . Der Ausschuß empfiehlt die Bewilligung der Positionenund beantragt , die Petition der Murgtalbewohner wegen Er -
lassung eines Spezialgesetzes über die Mithaftung des badi -
schen Staates für etwaige « chäden aus der Schwarzenbach -
Talsperre der Regierung empfehlend zu überweise ».Da zur Debatte 8 Redner gemeldet sind , bittet der Präsi -
dent , sich möglichster Kjirze zu befleißigen ,

Abg . Fischer - Unterlauchringen «Zentr, ) vertrat die Straßen -
Wünsche des Oberla » deL und klagte über die U» anneh »Uichkei-ten des Autoverkehrs für das platte Land .

Abg , Martin «Zentr ) erörtert die Frage der Verteilung der
Straßenunterhaltungskosten .

Abg , Weißhanpt (Zentr, ) erklärt , daß für die Instandset¬
zung der Landstraßen im Hinblick auf den gewaltig gesteigertenVerkehr keine Summe zu groß sei ,

Abg . Brixner (D .Vp, ) fordert strengste Bestrafung der Ans -
wüchse des Autoverkehrs .

Abg . Hertle Landbnnd begründet einen Antrag , die Position
für Beihilfen an unbemittelte Gemeinden zu den Kosten von
WasserversorgnngSanlagen von SO 000 M . auf 150 000 Mark
zu erhöhen , da die angeforderten SO 000 Mark bereits ver -
geben seien .

Abg . Arnold ( Äoz . ) anerkennt , daß die Regierung energischan die Verbesserung ^ des Landstraßennetzes herantritt . Er
begrüßt das auf 10 Jahre verteilte Bauprogramm mit einein
Aufwände von rund 05 Millionen , Der Redner befürwortet ,in den Umbau der Straßen auch Radfahrer - und Fußgänger -
Wege «inzubezieheri . Er streift die Arbeitsverhältnisse in den
Steinbrüchen und Baubetrieben , verwendet sich für die Land -
ftraßenwärter und widerspricht der Auffassung , als ob die Aus -
gaben der Städte für Straßcnherstellung Luxus seien .

Abg . Sack (Zentr . ) führt Klage über den schlechten Zustandder « traßen des Hinterlandes infolge außerordentlicher star -ker Inanspruchnahme durch Personen - und Lastautos . Erbetont , wie auch der Abg , Hertle besonders die Notwendigkeit ,die Schefflenzer Steige bei Adelsheim umzubauen ,
Abg , Hagle (Dem, , stellt fest, daß die Mißstände in allenLandesteilen die gleichen seien . Darnach müsse sich auch das

Tempo in der Abhilfe richten . Die Staubentwicklung fei nach -
gerade zur Landplage geworden .

Abg , Engelhardt (Zentr . ) fordert strikte Jnnehaltung der
Verkehrsvorschriften , damit namentlich an den Kurven Zusam -
menstöße vermieden werden , *

Abg . Dörr (Landbund ) ist dafür , daß angesichts der oft le -
bensgefahrlichen Verkehrsverhältnissc auf den Landstraßen der
Autoverkehr auf eigens gebaute Straße » abgeleitet wird .Abg . Giißler (Komm . ) unterstützt die verschiedentlich geän -
tzerten Straßenwünsche .

Abg . Rüger (Zentr . ) nimmt sich der Interessen der Unter -
lieger der Schwarzenbach - Talsperre an ,

Abg . Dr . Engler ( Soz . ) hält die Befürchtungen der Ein -
gäbe für durchaus unbegründet . Man müsse Vertrauen indie Ausführung des Werkes haben . Bei einem Privatunter -
nehmen hätte sich kein Mensch im Sinne der Petenten ausge -
lassen ^ Es gelte auch , Weiterungen für andere Kraftwerke
zu vermeiden . Deshalb stimme er . der Redner , gegen die
empfehlende Überweisung .

Abg , Bock (Komm . ) gibt der Meinung Ausdruck , daß es
selbstverständliche Pflicht des Staates sei , bei Raturkatastro -
phen helfend einzugreifen . Deshalb genüge es , wenn die
Eingabe von der Regierung zur Kenntnis genommen wird .Der Redner fordert angesichts der Häufigkeit der Unglücksfälledie periodische Untersuchung der Kraftwagen ans ihre Be -
triebssicherheit .

Präsident Dr . Fuchs von der Oberdirektio » des Wasser¬und Straßenbaues geht auf einzelne Wünsche und Anre -
gungen näher ein . Weit über das Programm hinaus gehend ,würde bereits dieses Jahr 200 Kilometer Straßenstrecke ge-
teert werden . Der Redner äußerte sich über die Rechtögrund -
läge für die Beteiligung der Gemeinden an den Kosten der
Landstraßenunterhaltung und betont das Bestreben , die
Wasserversorgung aufs Beste fördern zu wollen . Er dankte
zum Schlüsse für die wohlwollende Behandlung dieses Bnd -
gets mit dem Hinweis , daß gute Straßen ein Stück Kultur
bedeuten .

Präsident Dr . Paul bittet , von einer empfehlenden Uber -
Weisung der Petition der Murgtalgemeinden Abstand zu
nehmen . Es handle sich hier um eine Sache des Vertrauens .
Man bedenke die rechtlichen Konsequenzen ,

Abg . Dr . Glöckner (Dem .) beantragt Uberweisung zur
Kenntnisnahme .

Da noch drei Redner gemeldet sind , wird um 342 Uhr die
Sitzung abgebrochen .

Der Antrag Dr . Glockner , ferner der Antrag des Land -
bundes betr . die Wasserversorgung und ein in gleicher Sache
gestellter Antrag Sack (Ztr, ) werden nochmals im Haushalts -
ausschutz behandelt . Auch halten heute nachmittag die Frak -
tionen Sitzungen ab .

Nächste Plenarsitzung Mittwoch früh 8 Uhr .
Eingänge

Der Badifche Beamtenbund wurde wegen der Rcugestal -
tung des LohnsteuerzugeK « rfÄellig , der Badische In -
dustrie - und Handelstag (Sitz Mannheim ) wegen der GebSu »
drsondersteuer .

Der badische Landesausschutz für
Leibesübungen uud Jugendpflege

wendet sich in einem Aufruf an unsere Jugend sowie an die
Frauen - und Männerwelt , indem er auf die großen Gefahren
hinweist , die unserer Jugend drohen u . zur Rückkehr zu einer
einfache « Lebensart auffordert . Die Laxheit der Auffassung
vom Sittenleben mache sich in Wort , Bild und Beispiel im -
mermehr breit , und wirk « wie ein tödliches Gift auf unsere
Jugend ein , der dadurch Tag für Tag der Gedanke des Sich -
ausleben ? gepredigt werde . Demgegenüber sei es Pflicht , die
Öffentlichkeit , gegenüber diesen Gefahren aufzurufen und

Männer Frauen und Jünglinge , jeder a » seinem . Teil , auf - '
Mordern . von dem Vergnügm ^ e^aumel luii) den alkoholi »
sche » Ausschreitungen unserer Tage abzulassen , da sie ein
verderbliches Beispiel für die heranwachsende Generation
feien . Echte Fröhlichkeit und frohe Geselligkeit müssen nichtverbunden sein mit Ausschreitungen . Wenn alle der Jugendein nachahmenswertes Beispiel gäben , würde man wieder eineJugend heranwachse » sehen , ans die man mit Freude und
Stolz blicken könne .

Die Bezüge der Beamten .
Der Badische Beamtenbund teilt uns mit : In der Reichs ,

tagssitzung vom Freitag , 31 . Juli , wurde der Notetat in drit -ter Lesung verabschiedet . In dem in der Tagespreffe hierüber
erschienenen Verhandlungsbericht wird gesagt , daß der Reichs -
finanzminister in diesem Gesetz ermächtigt wird , den Beam -
ten einen Zuschlag zum Gr .undgehalt zu gewähren , der in den
Besoldungsgruppen I—VI 12K Prozent , in den übergeordne -
ten Gruppen 10 Prozent beträgt . Diese ruft sowohl im Pu »
blikum wie in der Beamtenschaft den Eindruck hervor , als ab
zu den jetzigen Bezügen der Beamten ein Zuschlag dewilligtworden wäre . Das trifft jedoch nicht zu . Durch das Etat -
notgesetz ist der Reichssinanzminister viel »,ehr nur ermächtigtworden , den Zuschlag zum Grundgehalt von 1254 refp . 10
Prozent , der durch die im November v, I . erfolgte Regelungder Beamtengehälter bereits bewilligt und seitdem gezahltwird , bis zur Geltungsdauer des Etatnotgesetzes , also bis
30 , -November 1925 , weiter ;n zahlen . Die Beamten erhalten
also nach diesem Rotgesetz keinen Pfennig mehr an Bezüge «,wir bisher .

Der historische Verein sür Mittelbaden
hielt in Hornberg seine zehnte ordentliche Hauptversammlung
ab . Aus dem Geschäftsbericht ging u . a . hervor , datz der Ver »
ein jetzt über 2200 Mitglieder mit 16 Ortsgruppen zählt , de »
nen den,nächst al - 17. die Ortsgruppe Hornberg als jüngste
angegliedert wird . In das Tätigkeitsgebiet des Vereins fiel
im vergangenen Geschäftsjahr u , a . die Organisation und
Dnrchsühruiig der Renchener historischen Grimmelshausen -
Festspiele , die Unterstützung der Ausgrabungsarbeiten bei
Ruft , die Beteiligung an der diesjährigen Jubiläumsausstel -
lung in Gengenbach und die Vorbereitung der in diesen Ta -
gen beginnenden Grimmelshausenausstellung in Offenburg .
Der Voranschlag für das nächste Jahr sieht wieder erhebliche
Ausgaben für die literarisch - historische Volks - und heimatkund¬
liche Tätigkeit des Vereins vor . Eingehend berichtete Prof .
Batzer -Offenburg über die Bestrebungen zur Schaffung eines
Grimmelshausen -Jahrbuches . Nach Vornahme der Wahlen ,
die im wesentlichen die Wiederwahl der bisher im Vorstand
amtierenden Herren ergab , galt der Schluß der Debatte in
der Hauptsache der Ausgestaltung der vom Verein herausge «
gebenen Zeitschrift „ Die Ortenan " . Als Ort der nächsten Iah »
restagung kommt Triberg in Betracht .

Der anschließende offizielle Teil brachte verschiedene Be -
grüßungsansprachen , wobei besonders Bürgermeister Kauf -
mann die Gäste im Namen der Stadtgemeinde Hornberg herz -
lich willkommen hieß , und einen sehr instruktiven Vortrag des
Öberarchwrates Dr . Baier - Karlsruhe über das Themar
„ HornbergS Übergang an Baden " .

Ans den Parteien
Arn 19. und 20 . September findet in Pforzheim der Lan «

desParteitag der deutsch -demokratischeii Partei in Baden statt .

Gemeinde - Nundsckau
Bürgermeisterwahl in Holzschlag (Amt Bonndorf ) . Im

zweiten Wahlgang wurde nunmehr Artur Keßler mit 39
Stimmen zum Bürgermeister gewählt . Abgegeben wurden
45 gültige Stimme » , das sind 50 % der Wahlberechtigten .

Die Durlacher Umlage . Der Bürgerausschuß Durlach hat
den Voranschlag verabschiedet und die Umlage vorläufig aus
30 Pf . von 100 M . Grund - und 72 Pf . von 100 M . Betriebs -
vermögen festgesetzt .

Aus der Nandesbauptstadt
Billige Ferienreisen nach dem Schwarzwald und Bodenfee .

Der Sommerfahrplan hat mit Fortsetzung des beschleunigten
Personenzuges Frankfurt - Freiburg bis Basel und mit der
Wiedereinführung des beschleunigten Zugpaares über die
Schwarzwaldbahn ausgezeichnete und billige Fahrgelegenhei -
ten für Ferienreisen nach dem Schwarzwald und Boden -
see geschaffen . Bei Abfahrt in Frankfurt um 6.22 Uhr vor¬
mittags , in Darmstadt 6.58 , in Mannheim 8.28, in Karlsruhe
9 .44 erreicht mcnl in rascher Fahrt zu den billige » Fahrprei -
sen der 4 . Klasse mit günstige » Abfahrts - und Anknnftszeiten
alle Wichligereil Plätze im Schwarzwald . Die Ausdehnung
des beschleunigten Personenzuges über Freiburg hinaus
brachte insbesondere derartige vorteilhafte Verbindungen auch
de», bekannten Thermalbad und Luftkurort Badenweiler und
den Städten , Kurorten und Sommerfrischen ini Wiesental
und am Oberrhein . Zum Fahrpreis 4 . Klasse, dem der ermä¬
ßigte Fahrpreis 3 . Klaffe der Feriensonderzüge entspricht ,
kann man jetzt sogar vom Rheinland in einer Tagesfahrt nach
dem Schwarzwald gelangen . Dieser Zug verläßt Dortmund
6 .55 vorm ., Köln 9 .44 , Mainz 1 .54 und erreicht über Lud -
wigshafen Mannheim 3.38 mit Umsteigen daselbst, Ankunft
in Karlsruhe 5 .34 , Weiterfahrt mit Personenzug 6 .22 nach
allen Stationen bis Freiburg und über die Schwarzwaldbahn
bis Villingen . Ein gleich vorteilhafte Verbindung besteht
auch in umgekehrter Richtung Karlsruhe ab 12 .00 mittags
über Mannheim -Ludwigshafen -Mainz -Köl» , Dortmund an
12 .22 nachts .

Wiener Operette im Städtischen KonzerthauS. Heute DienS -
tag , 4 . Angust , gelangt der große Ansstattnngsschlager „Grä¬
fin Mariza " in der Originalbesetzung zur elften Aufführung .
Für Mittwoch , 5 . August , ist noch eine Wiederholung deS rei -
zenden Altwisner Singspiels „Das Dreimäderlhaus " vorge -
sehen , während Donnerstag , 6 . Anglist , das fröhliche Singspiel
vom Rhein „Die Frühlingöfee " von Ludwig Spannnth -Bode,^
ftedt , Musik von Viktor CorziliuS , zur Erstaufführung ge-
langt . Diese Neuheit wurde überall mit größtem Erfolge ge-
spielt . Die Inszenierung besorgt Willi Stadler , die musikali -
sche Leitung liegt in den Händen von Willi Heins , In dem
Werke ist da » gesamte Personal beschäftigt .

Wetter nachrichteiidicnii' der Badischen Landeswettertvark«
Karlsrühe , vom 4 . August 1S25. vormittags 8 Uhr . Da »
Hochdruckgebiet, welches uns gestern bei seiner Annäherung
aus Westen vorübergehend Aufheiterung brachte , lieat heut«!
mit feinem Kern über Ungarn und ist in Auflösung begrif¬
fen . Da vom Atlantischen Ozean eine neue Cytlone heran »
rückt , ist mit erneuter Trübung und Regenfällen zu rechnen.
Borauska «» für Mittwoch : Meist bedeckt, mäßig warm, ver-
einzelt Regenfälle .

« I



Nurze « acdricdten aus Kaden
Lgr . Areiburt , ? . Aug . Notar Wilhem Lange von Fceiburgist in den Alpen abgestürzt und seinen schweren Verletzungenerlegen . Notar Lange , der ein erfahrener Alpinist war , suchte

t
»hr für Jahr die Freiburger Hütte ans und kannte derenebiet dilrch u » d durch . Welche Arbeitskraft der Staat anNotar Lange verloren hat , da » vermögen nur diejenigen zubeurteilen , Denen es vergönnt war , mit ihm oder neben ihm

zu arbeiten . Stunden der Erholung fand Notar Lange in der
Musik . Er war ein Meister auf seiner Bioline . In der Frei -
burger Musikwelt hatte sein Name einen guten Klang . DaK
beweist auch der ihm von dein bekannten Professor und Kom¬
ponisten , Herrn Heinrich Zöllner in Freiburg — einer Autori¬tät auf dem Gebiet des Musikwesens — , in der „ Breisgauer
Zeitung " vom 18. Juli i>. I . gewidmete Rachruf . Langes
Freunde veranstalteten im Trauerhans » zum ehrenden An -
denken eine musikalische Morgenfeier , wobei Rechtsanwalt Dr .
Metzger , der zuvor eine Komposition des Verstorbenen vorge -
tragen hatte , tu schönen Worten der wahren Liebe Lange »
zur Natur , vor allem aber zu Frau Mnsika , gedachte . Nah «
seinen geliebten Bergen ruht der begeisterte Naturfreund . Aufdem kleinen Bludenzer Friedhof , — wie es sein Wunsch war— wurde er in aller Stille beigesetzt .

DZ - Vom Schwarzwald , 4 . Aug . Nachdem seit gestern da ?
Stegenwetter aufgehört hat , ist die befürchtete Hochwassergefahrvermieden , da das Wasser in den vielfach bis zum Rand ge-
füllten Bachen und Flüssen normal abläuft und zurückgeht .

Letzte Nachrichten
Die Bier - u«»v Tabaksteuer

MTB . Berlin . 4. An « . iTel . ) Im Reichstag wurde
»ente der Antrag der Regierungsparteien , wonach die B i e r -
« euer vom 1. April 1026 ab um rund 33 ^ Prozent
erhöht Wird, a n q t » » m in e n, ebenso angenommen wurde
der Antrag der Regierungsparteien » auf Erhöhung der
Tabaksteuer . Der völkische Antrag , der die Erhii-
tum« der Biersteuer ablehnte , wurde in namentlicher Abstim -
»nnng mit 227 gegen 161 Stimmen bei einer Stimmenthaltung
abgelehnt . Alle übrigen Abänderungsanträge wurden
gleichfall » abgelehnt .

Dandel und Mirtsckatt
Berliner Devisennotierungen

Stastsanzeiger

4 . Auzuft 3 . August
« tlv Brief « el» « rltf

Amsterdam 100 G . 168 .79 169 .21 168 .54 168 .96
Kopenhagen 100 Kr . 95 . 13 96 .37 96 .63 96 .87Italien . . 100 L. 15.34 15 .38 15 .32 15.36London . 1 Pfd . 20 .374 20.426 20 .374 20 .426
Newhork . 1 D . 4,19 4 .21 4.19 4 .21
Pari » . . 100 Fr . 19 .895 19 .935 19.90 19 .94Schweiz . 100 Fr .
Wien 100 Schilling

81 .48 81 .68 81 .47 81 .67
59.07 59 .21 59 .067 59 207

Prag . . 100 Kr . 32.43 12.47 12 .43 12 .47
Zuteilung überall 100 Prozent

Der Absah des Deutschen Kalisyndikates im Juli . Der Ab-
fatz des Deutschen Ralisyndikats G . m . b. H . im Juli 1925
betrug 956 084 Doppelzentner Reinkali gegen 472 978 Doppel -
zentner Reinkali im Juli 1924. Der Gesamtabsatz der erstensieben Monate des Jahre ? 1925 beträgt 8 892 700 Doppelzent¬ner Reinkali gegen 3 748 043 ' Doppelzentner 'Reinkali der
ersten sieben Monate des Jahres 1924.

Nr . 83 834 . Sammlung »es Melanchthon - Bereins hier .Dem Melauchthonverein für Schülerheime in Karlsruhe ,Werderstraße 4, wurde aus Grund der Wohlfahrtsherordnungvom 15. Februar 1917 (Reichsgesehblatt Seite 143 ) uud der
Badischen Ausführungsverordnung dazu vom 34 . Februar1917 (Gesetz- und Verordnungsblatt Seite 49) die Genehmi¬gung exteilt , für die Unterhaltung und Neuerrichtung der
Schulerheime des Melanchthonvereins bis zum 1 . August 1926bei den Gliedern der evangelischen Kirche eine Sammlung von
Haus zu Haus im Lande Baden zu veranstalten .

Karlsruhe , den 3. August 1928<
Der Minister des Innern

I . Dr . A . Jung .

Gesuch des Wilhelm Brück in Pforz -
heim um Zulassung als Buchmacher in
Pforzheim .

-vein am 5 . Oktober 1881 in Müllheim a . Rh . geborenen , in
Pforzheim wohnhaften Kaufmann Wilhelm Brück wurde fürdie Zeit bis zum 31 . Dezember 1925 die Erlaubnis erteilt , in -
nerhalb der Stadt Pforzheim , Westlich » Karl -Friedrichstr . 44,gewerbsmäßig Wetten bei öffentlichen LeistungSprüfnngen fürPferde abzuschließen oder zu vermitteln .

Karlsruhe , den 29 . ^ uli 192V .
Der Minister deS Inner «

I . A, : Dr . A . I u n g,

personeller Teil
Ernennungen , Versetzungen . Zuruhesetzungen usw.

der planmäßige« Beamte »
Aus dem Bereich des Ministeriums des Inner «

Ernannt :
Rottenmeistec Eugen Burkhardt in Freiburg zum plan -

mäßigen Polizeiwachtme >ster .
Justizministerium

Zugelassen :
Rechtsanwalt Dr . Oskar Theodor Metzger jun . beim Land «

gericht Mannheim nach Verzicht auf feine Zulaffung beim
Landgericht Areiburg .

verzichtet :
Rechtsanwalt Dr . Walter Neter auf seine Zulaffung beim

Amtsgericht Baden und Landgericht Karlsruhe .
Ernannt :

Kanzleiajsistent Johann Stöhr beim Amtsgericht Heidel -
berg zum Kanzle »sekretär .

Ministerium des Kultus und Unterrichts
Ernannt :

Zu Professoren : Professor i. e . R . Friedrich Kaufmann an
der Aufbau - Realschule in Lahr , der elsässische Oberlehrer und
Lehramtsassessor Dr . Fritz Höpfinger am Gymnasium in
Pforzheim , die Lehramtsassessoren ( innen ) : Dr . Elise Bi -
schoffberger qn der Fichteschule in Karlsruhe , Dr . Erich Buis .
so» am Realgymnasium mit O . R . S . in Nillingen , WilhelmDürr am Realgymnasium mit Realschule in Weinheim , Ro »
bert Elsasser an der Realschule in Mannheim -Feudenheim ,Anton Haas an der Realschule in Eberbach , Felix Hotzner
an der Höheren Bürgerschule in Hornberg , Hermann Krieger
an der Realschule in Meßkirch , August Lauck an der Real -
schule in Oberkirch , Felix Müller an der Realschule in Sins -
heim , Paul Naumann an der Höheren Mädchenschule in
Pforzheim , Eugen Neumiikler an der Liselotteschule in Mann -
Seim , Armin Rachel am Gmnasiuin in Rastatt , Dr . Rudolfleinhard an der Realschule in Waldkirch , August Rettig am
Realgymnasium mit Realschule in Weinheim , Lina Schmel -
cher an der Höheren Mädchenschule III in Mannheim , AdolfSchmidt an der Realschule in Meßkirch, Ludwig Schmitt am
Realghmasium " in Ettenheim , Dr Rudolf Belten an der Real -
schule in Eppingen , Richard Widder an der Realschule in
Lörrach .

Ministerialoberrechnungsrat Wilhelm Glutsch zum Rech,
nungsdirektor im Ministerium des Kultus und Unterrichts ,Ministerialrechnungsrat Josef Schmidt zum Ministerialober .
rechnungsrat im genannten Ministerium , den Finanzinspek -tor Karl Küpferle beim Katholischen Oberstiftungsrat , die Fi -
naiizinspektoren Karl Schmitt bei der Pfälz . Kath . Kirchen ,
fchaffnei in Heidelberg , Anton Weber bei der Allg . Kath .Kirchensteuerkasse in Karlsruhe und Julius Williard bei devKath . Stiftungsverwaltung Freiburg zu Finanzoberinspek -toren , Finanzobersekretär Karl Lienhard beim Kath . Ober ,
stiftungsrat zum Finanzinspektor , Finanzsekretär GeorgEnzenroß bei der Zentralschulfondsverwaltung Karlsruh «
zum FinanzoberfekretÄ daselbst .

Bersebt in gleicher Eigenschaft :
Die Professoren Otto Brandet am Realgymnasium in Et »

tenheim an das Realprogymnasinm mit Realschule in Ettlingen .Edwin Ehren am Realgymnasium in Waldshut an die Elisa ,
bethschule in Mannheim , Erwin Holzer an der Realschulein Bretten an die Höhere Mädchenschule III in Mannheim .Edwald Jngentamp an der Realschule in Lörrach an die Ober -
realschule in Mannheim , Hans Kapprell an der Realschule in
Eppingen an die Realschule in Bretten , Lazarus Mai an der
Realschule in Emmendingen an das Realgymnasium in
Waldshut , Georg Mathes an der Realschule in Oberkirch andie Höhere Mädchenschule im Mädchenrealgymnasium in Hei -
delberg . Dr . Hans Pfeiffer an der Realschule in Meßkirchan die Realschule in Emmendingen , Robert Poff an der
Liselotteschule in Mannheim an die Realschule in Mannheim -
Feudenheim , Dr . Hans Specht an der Realschule in Wald -
kirch an die Realschul « in Radolfzell , Rudolf Straffer am
Gymnasium in Lahr an das Friedrichsghmnasium in Frei -
bürg . Dr - Fr «nz Warthmann an der Realschule in Meßkirchan das Gymnasium in Lahr .

Zuruhegefetzt auf Uiisuchen :
Professor Karl Siedler an der Oberrealschule in Baden «

Baden bis zur Wiederherstellung seiner Gesundheit .

Ministerium der Finanzen
Domänenabteilung

Ernanut :
Marbeiter , Adolf , Oberheizer beim Staatl . Fernheizwerk

hier zum Obermaschinisten daselbst .
Wasser - und Straßenbaudirektion

Planmäßig angestellt :
Geometer Albert Mors beim Obergeometer Rubin in Tau¬

berbischofsheim , Zeichengehilfe Rudolf Beer bei der Wasser -und Straßenbaudirektion unter Ernennung zum Zeichenaffi¬
stenten , Straßenwärter Karl Köhler in Oberdielbach .

Ernannt :
Oberzeichner Karl Haas zum Kartographen , Verwaltung »-

sekretär August Maier zum Berwaltungsobersekretär , Ver¬
messungsassistent Josef Krämer zum Vermessungssekrotär ,"

eichner Albin Göttert zum Oberzeichner , sämtliche bei de»'
asser - und Straßenbaudirektion .

Versetzt :
Baurat Heinrich Wittmann beim Rheinbauamt Freiburgzur Wasser - und Straßenbaudirektion , Damrneister Emil

Knöpfel von Greffern nach Altlußheim , Verwaltungsassistent
August Hahner beim Bauamt für das Murgwerk in Foribach
zum Wasser - und Straßenbauamt Walshut , die Vennes ,
snngsassistenten Hermann Amend vom VennessungsamtSinsheim und Theodor Zucker beim Vermessungsamt Villin -
gen zur Wasser - und Straßenbaudirektion .

In den Ruhestand getreten infolge Erreichung der
Altersgrenze :

Kartograph Heinrich Thomas bei der Wasser - und Straßen «
baudirektion .

Entlassen :
Lithograph Karl Kornman » bei der Wasser - und Straßen -

baudirektion auf Ansuchen .

er WM i ÄMM » mit
Morgen Mittwoch, 5. August, abends Tj t Uhr

Das Altwiener Singspiel
Das DreimMderlhaus

von Franz Schubert -Bcrt6
Billetts von M . 1.50 —5 .30 bei F. Müller , Kaiscrstr .,
Zigarren- Brunnerl, Kaiserallee, Holzschuh . Werder¬

straße 48 , und an der Tageskasse . E .599
Donnerstag : Zum ersten Male : Die Frühlingsfee

unseres vornehmen , sehr hohen Verdienst abwerfenden C5.010

?! rati
D .R .G .M . und D .R .P .A.

welcher von der Industrie , Behörden , Gewerbe¬treibenden , sowie Automobil - und Garagebe¬sitzern gekauft wird , für

Karlsruhe
(Stadt - und Landkreis )

zu vergeben . Organisationsfähige Firmen oderHerren , welche möglichst über Bflro u . Telephonverfügen , sowie bis zu Mk . 1000 .— als Kautionfür ein größeres einzurichtendes Auslieferungs¬lager stellen können , wollen unter Darlegungder Verhältnisse ihre Bewerbung einreichen .

„ P eco n i " Feuerlöschapparate - Fabrik
Köln , Landsbergstr . 2

Fels - Pilsener
deutsches Erzeugnis

ist

C .561

In neuer Auflage erscheint demnächst im Selbst -
Verlag des Verfassers : © .611

90 $ bad . WWchMstMlM
in der Fassung des Gesetzes vonl 28 . Juli 1925 nebst

Vollzugsverordnung und Berechnungstabellen .
C . « ramer , Ratschreiber , Witsl - ch.

liefern alle Lorten

Ruhrkohlen , Nuß- und Anthracitkohlen
Koks für Zentralheizungen u . Hausbrand
= Grudekoks , Holzkohlen =
Steinkohlen - und Braunkohlenbriketts

— Brennholz —
Hauptbüros Rheinhafen , Nordbeckenstr. 3a

Fernsprecher 5164

StadtbQroi KaieeretraBe 148 ,
Femsprecher 5506 6 .283

Institut
i . Prhit-

flysk mite
« Mannheim

0 . 6 . 6.
Planken 9 .47

Fcrnspr . 5303
Ma ler St Co ., G. m. b .H

MWl . WWW
i. Streitigt vmchtswliit.
« .400 . Rastatt . Uber

das Vermögen der FirmaUnion - Werke, Fabrikation
von Metallwaren und
Werkzeugen , Gesellschaft
mit beschränkter Haftung
in Rastatt wurde heute
vormittags 12 Uhr das
Konkursverfahren eröff -
net . Konkursverwalter ist
Rechtsanwalt Züsch in Ra¬
statt . Erste Gläubiger -
Versammlung und Prü¬
fungstermin am 29 . Au¬
gust 1925 vormittags 9 Uhr.
Offener Arrest , Anmelde -
und Anzeigefrist bis 29.
August 1925 .

Rastatt , 1 . August 1925.
Gerichtsschreiber deSAmts¬

gerichts Rastatt .

NlmImAW »
Vergebung der Verlan -

gerung des Seltenbach -
durchlasses im Bahnhof
Waldshut : Abbruch 130 cbm
Erd - und Fundamentaus -
hub 590 cbm , Fundament -
beton 510 cbm , Gewölbe -
beton 140 cbm , Zement -
glattstrich 460 qm und
Sohlenpflaster 175 qm .
BedingnishefteundArbeits -
beschriebeliegen auf meinem
Dienstzimmer zur Einsicht
auf . Angebotsformulare
gegen Erstellungskosten von
M 0 .60 erhältlich Ange -
vote sind mit entsprechen -
der Aufschrift verschlossen,
postfrei , bis längstens Sinus -
tag. den 15. August 1921»,
vormittags 11 Uhr, bei mir
einzureichen . Zuschlagsfrist
drei Wochen . Waldshut ,den 3l . Juli 1925 . Deutsche
Reichsbahu-Gesellschaft . Vor-
stand der Bahnbamnspektion .

mr
Straßenschotterlieferung
r die Instandsetzung der

Zufahrtstrahe im Güter -
bahnhof in Freiburg zu
vergeben : 700 cbm Stra¬

ßenschotter 55/45 mm Korn -
grüße , 80 cbm Steingruß
0/10 mm Korngröße , 60
cbm Steinsand O/

'i mm
Korngröße . Verdingnisheft
auf unserer Kanzlei , Wil -
Helmstraße 19, zur Einsicht ,
dort auch Abgabe der An -
aebotsvordrucke gegen Er -
satz der Selbstkosten im
Betrage von M 0 .60 . An -
geböte mit der Aufschrift
„ Schotterlieferung " ver -
schlössen und postfrei bi»
spätestens IS . August, vor-
mittags 19 Uhr , bei unS
einzureichen . Zuschlagsfrist
eine Woche . Areiburg , den
3. August 1925 . Bahubau -
inspektioil. B -402

Gleisunterhaltungsar¬
beiten in 2 Losen öffent¬
lich zu vergeben : Los 1 :
Randenbahn zwischen Sin¬
gen und Riedheim 7000 m
verschiedene Unterhaltungs¬
arbeiten , Los 2 : Boden -
seegürtelbahn zwischen
Espasingen und Nußdorf
3 Teilstrecken von zusammen3865 m verschieden « Unter -
Haltungsarbeiten und 85 m
Bettu ngserneuerung . Be - •
dingnishest liegt hier im
Zimmer Nr . 15 und bei
den Bahnmeistereien Sin -
gen und Überlingen auf .
Abgabe von Angebotsvor -
drucken nach auswärts nur
gegen Voreinsendung von
1 M . je Los - Angebote
mit der Aufschrift ' „Gleis -

unterhaltungsarbeiten
Randenbahn bezw . Boden -
seegürtelbahn "

, verschlossen,
postfrei , bis längstens
1V. August, vormittags lv Uhr ,
an unterzeichnete Stelle
einzureichen . Zuschlags -
frist 10 Tage . Konstanz ,
den 27 . Juli 1925 . Deutsche
Reichsbahu-Gesellschaft . Bor.
stand der Bahnbanmspektiou.

Druck G . Braun , Karlsruhe ,
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